
Mail vom 7.3.2024

Sehr geehrter ...,

vielen herzlichen Dank für Ihre E-Mail und die positive Reaktion auf unsere 
Ergänzungsvorschläge zum Digitalcheck.

Gleichzeitig müssen wir bedenken, dass der Digitalcheck auf der 
Ebene der Gesetzgebung des Bundes ansetzt - nicht unmittelbar bei 
der digitalen Umsetzung, etwa bei der Vergabe von 
Entwicklungsaufträgen. Entscheidungen für einzelne Technologien 
bereits auf der abstrakteren gesetzlichen Ebene zu verankern, kann 
für die Umsetzung oft Nachteile mit sich bringen. Daher fordert der 
Digitalcheck insbesondere, Regelungen möglichst „technologieoffen“ 
zu gestalten. Zugleich sehen wir natürlich den besonderen 
Stellenwert von offenen Technologien.

Wir stimmen Ihnen zu, auch aus unserer Sicht ist es wichtig, dass im Rahmen 
der Gesetzgebung weiterhin eine Technologieoffenheit gewährleistet wird. 
Gleichzeitig halten wir es für sehr wichtig, dass Legistinnen und Legisten sich 
bereits frühzeitig im Prozess auch mit den Vorzügen von offenen Technologien 
auseinandersetzen. Eine Bevorzugung von Open Source Software und offenen 
Standards, wie sie jetzt beispielsweise auch im Onlinezugangsgesetz und im E-
Government-Gesetz des Bundes verankert wird, bedeutet ja letztlich immer 
noch, dass auch proprietäre Software zum Einsatz kommen kann, wenn 
beispielsweise keine passende Open Source Software zur Verfügung steht oder 
ein Einsatz von Open Source nicht sinnvoll vertretbar ist. Die grundsätzliche 
Technologieoffenheit bleibt also auch bei einer Bevorzugung gegeben.

Wir beschäftigen uns derzeit u.a. mit der Frage, wie Bedarfe und 
Anforderungen aus digitaler Vollzugsperspektive von Anfang an 
besser in der Regelungsarbeit berücksichtigt werden können - jenseits
der begleitenden Dokumentation. Aus unserer Sicht gibt es gerade 
hier großes Potenzial, die Vorteile von Open Source-Software besser 
nutzbar zu machen.

Hier sehen wir große Anknüpfungspunkte an unsere Verbandsarbeit, denn wir 
befassen uns im Rahmen verschiedener Projekte derzeit mit denselben Fragen. 
Eine eigene Arbeitsgruppe bei uns ("Working Group Open Source Adaption") 
adressiert Anforderungen und Bedarfe in der Verwaltung - insbesondere in 
Behörden, die gerne mehr Open Source einsetzen möchten, aber dazu noch 
Hilfestellungen unterschiedlicher Art benötigen. In diesem Zusammenhang 
werden wir u.a. einen Anbieterkatalog erstellen, der Behörden einen Überblick 
über verfügbare Open-Source-Lösungen geben soll. Zudem untersuchen wir die
entscheidenden Erfolgsfaktoren, die zu einer gelungenen Open-Source-
Migration in der Verwaltung beitragen.



Vor diesem Hintergrund möchten wir sehr gerne zeitnah mit Ihnen in den 
weiterführenden Austausch gehen, da wir uns sehr dafür interessieren, welche 
Fragen und Lösungsansätze Sie im Zusammenhang mit der Regelungsarbeit 
verfolgen.

Wir freuen uns sehr über Terminvorschläge von Ihrer Seite und freuen uns auf 
den weiteren Austausch.

Mit freundlichen Grüßen


